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das Urteil des

November

Die Revison des Beklagten gegen
Bayrischen Landessozialgerichts vom 210

1963 wird als unbegründet zurückgewiesen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfehrens zu erstatten‚
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Der 1922 geborene Kläger hat eine Ausbildung als kauf—

männischer Angestellter erhalten‚ wurde 1959 zum Kriegs—
dienst einberufen und 1947 aus der Internierung entlassen;

anschließend war er im Sprengdienst, ab 1954 im Radio— und
FernsehWeseng zunächst in abhängiger Stellung? seit 1956

als Teilhaber eines Geschäfts für Radio— und Fernseh—

epperate tätig„ Mit Bescheid vom 16„ Mai 1951 wurden

a.s Leistungsgrund nach dem Gesetz über Leistungen an

Körperbeschädigte (KBLG) und als Schädigungsfolgen nach

dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) folgenlos ebgeheilte

Grsnstsplitterverletzungen der linken Brustwand‚ der linken

Schulterblattgegend und des rechten Oberschenkels sowie kom—

binierte Schwerhörigkeit links und leichte Schä.igung des

Gleichgewichtsapparets beiderseits nach Schallschädigung

ohne Gewährung von Rente anerkenntc Durch Urteil des Ober-

versicherungsamts (OVA) Landshut vom 12c November 1955
wurde der Beklagte verpflichtet; dem Kläger ab 1„Oktober

1950 Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (HdE

um 25 voH„ zu gewähren; In sein‚m Beruf beim Sprengdicnst

sei der Kläger durch die Gleichgewichtssehädigung nicht nur

besonders behindert9 sondern auch besonders hart betroffen,

Auf Grund versorgungsrechtlicher Nachuntersuchung entzog des

Versorgungssmt (Versorg■) dem Kläger mit Bescheid vom 24„Sep—

tember 1956 die Rente ab 500 November 1956; In dem Urteil

vom 120 November 1953 sei die Erhöhung der MdB auf die
Tätigkeit des Klägers im Sprengdisnst gestützt werdeno In

seinem vor der Schädigung ausgeübten Beruf als Kaufmann sei

er nicht besonders betroffenc Der Widerspruch war erfolglosa

Durch Urteil vom 200 Februar 1958 wies das Sozialgericht (SG)

die Klage abo Das Landessozialgericht (LSG) hörte den Kläger
über die Art seiner Tätigkeit als Teilhaber eines Radi0w und
Ferneehapparate—Geschäftso Durch Urteil vom 210 November 1963

verpflichtete es den Beklagten? dem Kläger über den 30, Novem-

ber 1956 hinaus Rente nach einer MdB um 25WVOHOzu gewähren„
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Bei Beurteilung einer wesentlichen Änderung nach 5 62 BVG

sei von dem Urteil des OVA auszugeheno Für die Gewährung

von Rente nach einer MdE um 25 VoHo sei eine zu geringe

Bewertung der Schädigung des Gleichgewichtsapparates und

eine Berücksichtigung der besonderen Gefährdung und Be—

troffenheit im damals ausgeübten Beruf eines Spreng—

meisters maßgebend gewesenc Eine Änderung der Verhält—
nisse sei nur dann wes entlich; wenn sich ds 5 Ausmaß

der Eee t‘“Chtl°u■” unter Beachtung des früheren Bewer—

tunvim‘3 tzbee geändert habe: Die Gesundheits störungen seien

gleich eblieben„ jedoch habe der Kläger seinen nachdienst»

lich ausgetbtcn Beruf gewechselt Nach der Äußerung des
Dr„ Looge Sci 918 ubhaft und vers 'tä■dliClh ‘.‘1'61’l1'1der.Kläger

behaupte„ als Fernsehantennenbauer noch stärker behindert
und betroffen zu sein als im Beruf eines Sprengmeisterso

Gehe man von der Annahme aus „ für die Rentengewährung sei

übei„iegend das berufliche Betroffensein maßgebend gewe«

sen; so h.abe sich das Ausmaß der Beeinträchtigung nicht
geändert? jedenfalls nicht gemindertn Nicht zu prüfen sei9

ob in dem Urteil vom 120 November 1953 5 50 BVG zutreffend
angewendet werden sei und der Kläger in seinem vor der

'Schädigung 3usAeübten? begonnenen oder angstrebten Beruf
als Kaufmann besonders hart betroffen wurde„ Sie Neufest

stellung könne vielmehr nur wegen Änderung derjenigen Ver_

hältnisse erfolgen‚ die für die Beurteilung einer Anspruchs—

voraussetzung maßgebend gewesen seien„ nicht wegen Änderung
“einer anderen? nicht geprüften Voraussetzung„ Der Kläger habe

glaubhaft angegeben‚ im Jahre 1956 zusammen mit einem Teil“

haber ein Geschäft für Radio—und Fernsehapperate eröffnet zu
habenc Erst im Oktober 1961 sei das Geschäft vergrößert und

Personal eingestellt worden; Da er auch nach Vergrößerung des
Personalbestands beim Bau von Fernsehantennen und bei Repara—

turen von Hochfrequenzueräten durch die anerkanntenßchädi—

gung sfolgen in seinem nunmehr ausgeübten Beruf in gleicher Wei—

se? wenn nicht stärker als im Sprengmeisterberuf, behindert

sei‚ erübrige sich eine Prüfung der Frage? ob der Kläger nach

dem Wortle 3ut des @ 30 BVG in der Fassung des Ersten Neuord—
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nungsgesetzes ( 10 NOG) in seinem Beruf besonders

betroffen seio Es komme allein darauf an? ob sich die

Feststelluhgen_im Urteil vom 120 November 1953 im Sinne

des 5 62 BVGwesentlich_geändert hätten° Dies sei nicht

der Fall; '

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte als Ver—

fehrensmängel Verletzung der 5% “03‚ 128 des Sozialge—

richtso€3 etzes (SGG) und sachlich—rechtliche Verletzung

des 5 62 BVG sovxie des 5 30 Abs„ 1 Satz 2 BVG idF vor dem

10 NOG (aF) und des @ 50 Absß 2 BVG idF des 15 NOG (nF)

Das LSG habe das Urteil des OVA unrichtig ausgelegt0 Des

OVA habe die Bemesssung der Rente na eh einer MdB um 25 VCHQ

nur ruf de 5 besont■e'e berufliche Betroffensein, nicht auch

darauf gestützt„ daß die rein medizinische Bewertung des

Leidens im ellgem1einen Erwerbsleben mit einer MdB um

20 Velo zu gering seio Zu Unrecht habe das LSG die Voraus—

se tzungcn des 5 50 Absc 4 Satz 2 BVG aF und des @ 30 Abs„2

BVG nF nicht geprüft() Mit der von ihm festgestellten
" Behinderung " sei ein besonderes berufliches Betroffen—

sein nicht dergetano Die Verhältnisse hätten sich nicht nur

dadurch geändert; daß der Kläger seinen Be Mu gewechselt

habe; im Gegensatz zu seinem vorher aus ubten Beruf als

Sprengmeistcr sei er in seinem derzeitigen Beruf nicht be—

sonders betroffen° Das LSG hätte sich nicht mit der Fest—

stellung begnügen dürfen„ daß der Kläger im neuen Beruf

zumindest in gleicher heise wie als Spreng meister behindert

sei° Es hätte auch prüfen müssen? ob er beruflich besonders

betroffen seio Auch das OVA habe sich nicht mit der Fest—

stellung einer bloßen Behinderung des Klägers im Beruf als

Sprengmeister begnügtgsondern ihn als beruflich betroffen bee
zeichneto Das LSG habe auch mit keinem Wort ausgeführt9 worin

die Behinderung besteheo Es hätte durch Vergleich des neuen
Berufe mit dem eines Sprengmeisters ausführen mussen? inwie—

fern entsprechend den ■aßstäben in dem Urteil des OVA die

Gefährlichkeit der Arbeit sowie eine Gefährdung der Umgebung
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anzunehmen seio Das OVA habe auch berücksichtigt, daß der Klä—

ger bereits sechs Jahre im Sprengdienst ohne die Möglichkeit

anderweitiger Unterbringung beschäftigt sei° Entsprechende

Feststellungen könnten bei dem neuen Beruf des Klägers nicht

getroffen werden„ Der Kläger habe in den Schriftsätzen vom 215;—

März 1958 und 23„ Juli 1965 widerspruchsvolle Angaben darüber

gemacht9 inwieweit er noch bei dem Bau von Fernsehantennen be—

teiligt und durch seine Gléichgewichtsstörungen behindert seio

Das LSG hätte die Widersprüche durch Vernehmung des Teilhabere

des Klägers oder der Gehilfen aufklären müssen„ Es hätte nicht

nurden Kläger hören dürfen„ Durch diese Unterlassung habe es

das Recht der freien Beweiswürdigung überschritten° Auch hätte

ein medizinisches Gutachten zur Frage des berufliChen Be—

troffenseins eingeholt werden müssen„ Der Beklagte beantragt?

die Urteile des Bayro LSG vom 210 November 1965 und des

SG Regensburg vom 200 Februar 1958 aufzuheben und die Klage

als unbegründet abzuweiseng hilfsweisey die Sache zur erneu-

ten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückzuverweisenc

Der Kläger beantragt? die Revision zurückzuweisen‚ hilfsweise,

die Sache an das Landessozialgericht zurückzuverweisen„ Er

hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die durch Zulassung statthafte Revision (@ 162 Abs„ 1 Nr.1 SGG)

ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet worden

und daher zulässig ( “51649 166 SGG)„ Sachlich ist sie

nicht begründete

Streitig ist die Recht;mäßigkeit des Bescheids vom 24„Sep-

tember 1956? mit dem dem Kläger die Rente entzogen wurde9

weil die MdB nur mit 20 voHa zu bewerten und der Kläger im

'Beruf als Kaufmann nicht besonders betrdffen seio Mit Recht
ist das LSG von dem Inhalt des_rechtskräftigen Urteils des

OVA Landshut vom 12° November 1953 ausgegangena.Durch dieses

Urteil wurde der Beklagte verpflichtet9 dem Kläger ab 1°Ok—

tober 1950 Rente nach einer MdE um 25 voHo zu gewähreno
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Ob diesem Urteil entnommen werden kann9 daß die MdE nur wegen

des beruflichen Betroffenseins des Klägers in dem damals

ausgeübten Beruf eines Sprengmeisters höher bemessen wurde

oder auch deshalb{) weil die Bewertung der Schädigung des

Gleichgewichtsapperats im allgemeinen Erwerbsleben mit

einer MdB um 20 voH° als zu gering angesehen wurde? kann

dehingestellt bleiben° Wenn das LSG9 wie die Revision
.meint9—das Urteil des OVA insoweit unzutreffend ausgelegt

haben sollte, so beruht das Urteil doch nicht auf einem

solchen Mangelo Die Revision räumt selbst ein? daß sich

aus dem Vergleich der von Dranxüx■gund Dro N1;41er—

hobenen medizinischen Befundep die dem Urteil des OVA

zugrunde lagen„ und dem für den Bescheid vom 245 Septem—

ber 1956 maßgebenden Befund des Dr„ Mt:xixzxtrr vom

19„ Juni 1956 keine wesentliche Änderung der Verhältnisse

erribto Der Prüfungsirzt und Drc L ::■xhaben sich dieser

Auffassung angeschlossene Sie liegt auch dem angefochtenen

Urteil zugrunde„ denn_es hat fes %ellt„ daß in den

Gleichgewichtsstörungen keine ndezung eingetreten ist und

der Kläger nur seinen nachdi.enst lichen Beruf gewechselt

habe0 Das LSG war nach @ ?41 SGG an die in dem Urteil des
OVA rech skräftig getroffene Feststellung gebunden, daß

der Kläger unter Berücksichtigung des besonderen beruflichen

Betroffenseins in seiner Tätigkeit beim Sprengdienst An-

spruch auf Rente nach einer MdB um 25. vng habe ( vglc

BSGÜ5& 181‚185)„ Dabei stend di.e Gleichgewichtsstörung
im Vorderg wrund Denn schon Dr° B;1;W3 hatte ausgeführt?

daß die ( eingeschränkte? Hörfähigkeit wegen Gering—
fügigkeit keine MdB bedinge° Das LSG he tte nicht zu
prüfen„ ob das OVA nach 5 30 Abs° 4,2„ Halbsatz BVG idF

des Gesetzes vom 7; August 1953 (BGBl I 866) statt des
dem ls ausgeübten Berufs den vor der Schädigung ausge—
übten Beruf als kaufmännischer Angestellter hätte berück—

sichtigen müssen° Nachdem das OVAfür das berufliche Be—
troffensein die Tätigkeit des Klägers im Sprengdienst zu—
grunde gelegt hatten konnte der Grad der MdB nur herab-

„7-
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gesetzt werden? wenn im Sinne des 5 62 Abso ? BVG in den

Verhältnissen‚die für die Bemessung der PME? insbesondere

‚für das berufliche Betroffensein maßgebend waren, eine"

wesentliche Änderung eingetreten ware Mit Recht hat das

LSG eine Änderung nur dann für wesentlich gehaltenQ wenn
sich — objektiv „ das Ausmaß der Beeinträchtigung unter

Beachtung des früheren Bewertungsmaßstabs geändert hat

(vgl„ auch BSG in SozR Nrc 10 zu 5 62 BVG\„ Es ist auf

Grund der Stellungnahme des Dr‚ Loose vom 30 Januar 1957

zu dem Ergebnis gelangt„ die Behauptung des Klägers? er

sei'als Bernsehuntennenbeuer noch stärker behindert und

betroffen als im Beruf des Sprengmeisters„ sei glaub—

haft und verständlicho Es hat demgemäß festgestellt„

daß sich durch die Änderung der beruflichen Verhältniss

das Ausmaß de- Beeinträchtigung nicht geändert„ jeden«

falls nicht gemindert hat: Das LSG konnte auf Grund der

1:;und der allgemeinen Lebens—

_;

Stellungnahme des Dr„ Li
.;;erwähnten Schwindelerscheimerfahrung die von Dro L:

nungen als wesentliche Folgen der Vestibulerschädigung an—
sehen und ohne weitere Ausführungen feststellen? daß der

Kläger in seinem derzeitigen Beruf nicht weniger behindert

sei als in dem Beruf eines Sprengmeistersa Diese Folge”

rung ergab sich jedenfalls dann„ wenn der Kläger zur Aus—

führung oder Beaufsichtigung von Arbeiten beim Bau von
Antennen auf Dächern tätig werden mußte„ Wenn das LSG

even spricht? der Kläger sei in seinem nunmehr ausge—
.. „■übten Beruf in gleicher Weise9 wenn nicht starker als

im Sprengmeisterberuf9 behindertg so bedeutet dies

nicht eine Abschwächung des vorher verwendeten Begriffs

des beruflichen Betroffenseins‚ sondern nur einen anderen

Ausdruck für dieselbe Sacheg Auch die weiteren Ausführungen

des LSG■ es erübrige sich, da es nur auf eine wesentliche

Änderung im Sinne des % 62 BVG ankomme„ eine Prüfung der

Frage, ob der Kläger nach dem Wortlaut des @ 50 BVG idF

des Ersten Neuordnungsgesetzes vom 270 Juni 1960 (BGBl I 453)

in seinem derzeitigen Beruf besonders betroffen 3t‚ ent—

halten keinen Bechtsirrtum9 auf dem das Urteil beruhtc
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Den Ausführungen des LSG liegt die Auffassung zugrunde,

daß durch 5 30 Abs0 2 BVG nF die Fälle des_beruflichen

Betroffeneeihs in dem vor der Schädigung ausgeübten„

begonnenen oder angestrebten Beruf nur näher konkretisiertg

somit nicht geändert wurden (Vglo auch BSG 159208) und

daß durch diese Vo'schrift auch das Betroffensein in dem

derzeitigen oder nachweislich angestrebten Beruf aus—
drücklich geregelt wurdeo 5 50 Abs° 2 BVG nF hat zwar

für die E"stfeststcllung des beruflichen Betroffen-

seins besondere Bedeutungo Lie Vorschrift enthält

aber im Vergleich zu der im Jahre 1955 geltenden Regem

lung keine Einschränkung der Voraussetzungen des besonderen

beruflichen Betroffenseins zum Nachteil des Beschädigten—

Nurxvenn dies der Fall gewesen wäre? hätte — neben der

tatsächlichen Änderung der Verhältnisse — auch die

Änderung des Gesetzes zu einer Eeufes stellung nach

% 62 Abs„ 1 BVG führen können° Mit Recht hat somit
im Ergebnis des LSG nicht im einzelnen geprüft? ob

nach dem Wort nut des @ 30 Abso 2 BVG nF die Vor—

aussetzungen des beruflichen Betroffcnseins erfüllt waren;

Es hat damit aber nicht, die die Revision meint? über— '

sehen, daß der Kläger in seinem Beruf als Fernseh—
sntennenbau€r nicht mehr beruflich betroffen sein müsseo

Eine Verletzung des 5 30 BVG alter und neuer Fassung ist

somit nicht festzustellen° Eine andere Beurteilung ist

auch nicht auf Grund des @ 50 Abs‚2 BVG idF des Zweiten

NOGvom 210 Februar 1964 (BGBl I 85) gerechtfertigt°

Das LSG hat auch die @@105‚128 SGG nicht verletzt‚

wenn es den Angaben des Klägers in der Verhandlung vom

210 lovember 1963 gefolgt ist; Das LSG hat den Kläger in
dieser Verhandlung gehört? nachdem es ihn am 5„ Mai und

110 September 1963 um Auskünfte ersucht und dieser sich

am 250 Juli und 11° Oktober 1963 geäußert hatte0 Dem LSG
kam es somit ersichtlich darauf an? durch Anhörung des

Klägers den Sachverhalt näher aufzuklären und sich ein
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Bild von seiner Glaubwürdigkeit zu verschaffeno Es hatte

hierzu Anlaßq denn der Kläger hatte 1958 behauptet,

mehrere hundert Zeugen beibringen zu können? bei denen

er eine Fernsehantenne gebaut habe; im Juli 1965 hatte

er angegebenq er sei Teilhaber eines Radio— und Fernseh—

geschäfts; seine Arbeitsleistungen seien sowohl kaufmännischer

wie technischer Art; durch die sehr starken Gleichgewichts—l

störungen sei er selten oder nie in der Lage; bei Antennen—

vorbereitungen und Entwicklungen an Ort und Stelle diese

so wichtigen Arbeiten vorzunehmen‚ Der Gegensatz dieser

unterschiedlichen Angaben wird allerdings schon dadurch

gemildert‚ daß der Kläger seit 1954 in ebhängiger Stellung
bei Radio- und Eernsehfirmen tätig war? 1956 mit einem

Teilhaber ein Geschäft für Radio» und Fernsehsppärete er—

öffnete und dieses Geschäft bis 1961 ohne Gehilfen ge—
führt wurde„ Es lsg'nahe, daß der Kläger? falls er sich

in seinem Geschäft nidü auf dieErledigung der kaufmännischen

Arbeiten beschränkt hatte‚ bis 1961 in vermutlich größerem

Umfang als später selbst Fernsehantennen errichtet hatteo

es LSG hat die Angeben des Klägers vom—21° November 1965

für glaubhaft gehalten und ihnen entnehmen dürfen‚ daß der

Kläger euch nach der Vercrößerung des Personelbestendes

durch die anerkannten Schädigungsfolgen beim Bau von Fer—

sehantennen und bei Reparaturen von Hochfrequenzgeräten

noch besonders beruflich betroffen ist„ Das LSG brauchte

nicht mehr den Teilhaber oder sonstige Mitarbeiter als

Zeugen zu vernehmeno Das SGG kennt zwar nicht die Partei—

vernehmung als Beweismittel ( vglgBSG in SozR Nra 1 zu

5 445 der Zivilproßezordnung „ ZPO „; Nr„ 21 zu 5 103 SGG
und Nro 56 zu 5 128 SGG; Peters/Sautter/Wolff„ Kommaz„
SGb93° ‚\qu bei @118 zu 5 444 ZPOso 11 88 «97/98-);
Die Anhörung eines Beteiligten hat somit nicht die
Funktion und den Rang eines Beweismittelsc Die Gerichte

sind aber unter den Voraussetzungen der 55 106 Abs° 1,111

Abs() 1 SGG verpflichtet? die Beteiligten zu hören; sie haben
in geeigneten Fällen auch den Sachvortreg der Beteiligten
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bei ihrer Überzeugungsbildung zu verwenden9 wenn

er ihnen glaubhaft erscheint (BSG in SozR Nro
56 zu 5 128 SGG)‚ denn e.uch der Sachvortrng

gehört

zum Gesamtergebnis des Verfahrens im Sinne des

5 128 SGG()Das Gericht bestimmt nach seinem Er—
m ssen, ob und welche Beweise zu erheben sind, Wenn

es Sich von der Glaubwürdigkeit eines Beteilgten

überzeugt hat? kann somit unter Umständen allein

das Vorbringen der Beteiligten Grundlage der Fest—
stellung einer rechtserheblichen Tatsache sein

(Vgl „
Peteß/Sautter/ Wolffq aaO? @ 103 Anmo 2 c 80

l 68)? Das Gericht überschreitet zwar die Grenzen

des Rechts der freien Beweiswürdigung und verletzt

eine Amtsermittlungspflicht‚ wenn_es Behauptungen

eines Beteiligten ohne Nachprüfung als wahr untere

stellt„ obw0hl diese mit den Erfahrungen des

täglichen Lebens nicht im Einklang stehen \BSG in

SozR Nr, 20 zu 8 128 SGG)° Entspricht die Behauptung

abeL.r einer allgemeinen Lebens erfahrung so kann des

Tatsachengericht von der Erhebung weiterer Beweise

absehen (Peters/Sautter/Üolff, aaO, @105 f=.nm0 2 c
S. II 68/69)o Im vorliegenden lall war kaum anzunehmen‚
daß der Kläger„der seit 1954 in abhängiger Stellung bei
hadio= und Fernsehfirmen tätig gewesen und 1956 Teil»
haber eines Geschäfts für Radio! und Fernsehapparate‘

geworden war? sich nach Vergrößerung des Geschäfts

im Jahre 1961 ohne Not ganz von der technischen Arbeit

der Errichtung von Fernsehantennen zurückgezogen hätteo

Es war wahrscheinlich und deshalb glaubhaft37 daß er die
technischen Arbeiten‚ insbesbndere auch den Bau von
Antennen auf Dächern‚ insoweit noch durchführte oder-

überw.chte9 als die Gleichgewichtsstöxung en und die
nicht wesentlichen Sehstörungen dies na eh seiner Meinung

zuließeno Es entsprach somit der allgemeinen Lebenser-

fuhrung■_daß der technisch vorgebildete Kläger sich auch
seit 1961 nicht.auf kaufmännische Arbeiten beschränkt hatte
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und deshalb auch weiterhin beruflich betroffen waro Unter

diesen Umständen konnte das LSG ohne Verletzung der Auf—

klärungspflicht ( 5 103 SGG) von der Vernehmung von
Zeugen abseheno Es brauchte9 nachdem Dr° Läxzzrsich zu
dem beruflichen Betroffensein des Klägers geäußert hatte‚

auch keine Sachverständigengutachten mehr einzuholen und

konnte nun auf Grund der allgemeinen Lebenserfehrung die

Frage des beruflichen Betroffenseins entscheideno

Nach alledem liegen die gerügten Verfehrensmängel nicht

vor und ist das angefochtene Urteil auch sachlich—rechte

lich nicht zu beenstanden‚ Deshalb war die Revision nach

@470 Abs. 1 Satz 1 SGG als unbegründet zurückzu■eisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf € 195 SGG„
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